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Beispiellose Beschimpfung der Gemeinden  
durch die Regierungskoalition  

 
In bisher beispielloser Weise hat am 27. September 2012 im Landtag der Fraktions-
vorsitzende des SSW die Arbeit beschimpft, die mehr als 12.000 Ehrenamtler in über 
1.000 Gemeinden und kleinen Städten für über 50 % der Landesbevölkerung leisten. 
 
In der veröffentlichten Rede heißt es u. a., „Kleine, reiche Umlandgemeinden saugen 
die großen Städte aus“, „die kleinteilige Struktur“ verhindere „klare Entscheidungs-
wege und behindert die kommunale Demokratie“, kleine Kommunen „blockten ent-
sprechende Bitten“ der Städte „um Solidarität ab“, es gäbe einen „immensen Scha-
den innerhalb der kommunalen Struktur“, leistungsfähige Kommunen würden ausge-
blutet „während sich die Schlafgemeinden hinter ihren Gemeindegrenzen verschan-
zen konnten“. Es gehe um „Dorf-Bürgermeister“, „deren Gemeinden kaum noch ei-
gene Aufgaben erfüllen“. Die Presseerklärung des SSW ist als Anlage 1 beigefügt. 
 
Die neue Regierungskoalition fällt damit auch unseren Bemühungen in den Rücken, 
für die Kandidatur von Bürgern bei der Kommunalwahl und kommunalpolitisches En-
gagement zu werben. Möglicherweise lässt die Koalition damit aber auch erkennen, 
was die Gemeinden und kleinen Städte nach der Kommunalwahl 2013 von der Koali-
tion zu erwarten haben.  
 
Der Schleswig-Holsteinische Gemeindetag hat den wütenden Angriff der Koalition 
auf das gemeindliche Ehrenamt mit einer Presseerklärung am gleichen Tag zurück-
gewiesen (Anlage 2). Wir werden die übrigen Koalitionspartner auffordern, sich zu 
dem Vorstoß des SSW zu äußern.  
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Kiel, den 27. September 2012 
 
 
Rundumschlag des SSW gegen Gemeinden ist Dokument 
völliger Ahnungslosigkeit 
 
 
„Die heutige Beschimpfung von mehr als 1.000 Gemeinden 
durch den SSW im Landtag ist von völliger Ahnungslosigkeit 
geprägt“, reagierte Jörg Bülow, Landesgeschäftsführer des 
Gemeindetages, auf die heutige Landtagsdebatte zur 
kommunalen Haushaltskonsolidierungshilfe. Keine der 
Behauptungen des SSW zu kommunalen Strukturen, 
gemeindlichen Aufgaben, kommunaler Solidarität und zum 
Finanzausgleich habe etwas mit der Wirklichkeit zu tun.  
 
„Wir fordern den SSW auf, zur einer sachlichen Diskussion 
zurückzukehren und die „Wutrede“ in Ton und Inhalt 
zurückzunehmen“, so Bülow weiter. Die Koalition müsse 
klären, welches Verhältnis sie zu mehr als 1.000 Städten und 
Gemeinden mit mehr als 12.000 Ehrenamtlern und mehr als 1,4 
Mio. Einwohnern hat.  
 
 
 



 
 

 

Presseinformation 
 
 

Kiel, den 27. September 2012 

Es gilt das gesprochene Wort 
 
 
 

Lars Harms 
 

TOP 11  Gesetzentwurf zur Fortentwicklung der Konsolidierungshilfe 
Drs. 18/192 

 
Die kommunale Struktur Schleswig-Holsteins ist nicht optimal. Sagen wir es einmal so. 

Tatsächlich verhindert die kleinteilige Struktur klare Entscheidungswege und behindert 

die kommunale Demokratie. Kleine, reiche Umlandgemeinden saugen die großen Städte 

aus und die Gießkannenpolitik der letzten Jahre tat ihr übriges, um die 

Ungleichverteilung zu zementieren. 

Es liegt also eine Menge im Argen und darum ist ein Neuanfang unumgänglich: neue 

Regelungen, neue Finanzströme und neues Vertrauen! 

In einem ersten Schritt nehmen die Regierungsfraktionen eine Notoperation vor und 

erhöhen die Mittel für die Fehlbetragszuweisungen. Die betragen 90 Mio. Euro für den 

Zeitraum bis 2018 statt bis 2021.  

 

Die letzte Landesregierung hatte sich auf den Standpunkt versteift, dass die Kommunen 

mit hohem Fehlbedarf - kurz gesagt - selbst schuld seien und dementsprechend an die 

Kandare genommen werden müssten. Das ist eine krude und verkehrte Sichtweise, die 
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vielleicht mit der unzureichenden Verankerung der CDU in den größeren Städten unseres 

Landes zu tun hat. In der  CDU haben eben die Dorf-Bürgermeister das Wort. 

Bürgermeister, deren Gemeinden kaum noch eigene Aufgaben erfüllen bzw. erfüllen 

können. Die größeren Städte gerieten darum in den letzten Jahren stark ins Hintertreffen 

und fühlten sich in die Rolle der Bittsteller gedrängt. Die kleinen Kommunen, die über 

ausreichende Reserven verfügen, blockten entsprechende Bitten um Solidarität ab. Das 

konnte sie tun, weil sie mit dem Wohlwollen des CDU-Innenministers rechnen konnten. 

Umverteilung, das böse U-Wort, kommt in den Papieren der letzten Jahre überhaupt  

nicht vor. So sehen ideologische Scheuklappen aus! Diese sind verantwortlich zu machen 

für immensen Schaden innerhalb der kommunalen Struktur. 

Leistungsfähige Kommunen wurden ausgeblutet, während sich die Schlafgemeinden 

hinter ihren Gemeindegrenzen verschanzen konnten. Hart betroffene Großstädte mit 

ihren sozialen Problemen und den überregionalen Angeboten, also mit der größeren 

Last, bekommen jetzt mit dem neuen Gesetz Unterstützung und die wird solidarisch von 

allen, vor allem von den  Kleinst-Kommunen finanziert. 

 

Gemeinsam sind wir stark. Das sollte das neue Motto der Kommunalstrukturen sein und 

das wird von den Kommunen gefordert.  Uns ist natürlich bewusst, dass beides, also die 

Aufstockung des Finanzausgleiches und die Umverteilung der Lasten, nur Bausteine für 

eine neugestaltete, leistungsfähigere kommunale Struktur in Schleswig-Holstein sein 

können. 

Wir brauchen eine Aufbruchsstimmung in den Kommunen. Und die wiederum hängt von 

den Entscheidungsmöglichkeiten vor Ort ab. Darum war es in letzter Zeit nicht gut 

bestellt. Effektive Konsolidierung sollte nicht nur Löcher stopfen und bevormunden, 

sondern letztlich den betroffenen Kommunen ihre finanzielle Handlungsfähigkeit zurück 
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geben. Selber entscheiden zu können, bleibt das alleroberste Ziel der Kommunalpolitik. 

Alles andere käme einer  Entmündigung gleich. Die lehnen wir ab! 

 

Darum soll auch diese unsinnige Regelung, die ab diesem Jahr gilt, aus der Welt 

geschafft werden, wonach mögliche Konsolidierungsempfänger-Kommunen für das 

jeweilige Vorjahr keine Fehlbetragszuweisungen erhalten. Die alte Regierung 

begründete ihre Regelung damals damit, dass sie den Kommunen die Abkürzung auf die 

vermeintlich leichteren Konsolidierungsmittel verbauen wollte. Als ob die Kommunen 

Kinder seien, den man auf die Finger klopfen müsse, bevor sie in den Süßigkeiten-Topf 

greifen. Die alte Regelung führte eine unsinnige Maßregelung ein und hat aus diesem 

Grund in den Kommunen für großen Unmut gesorgt. Deshalb ist wird diese Regelung 

jetzt abgeschafft.  

 

Stattdessen gewährt der vorliegende Entwurf den Kommunen die Freiheit, zwischen 

Konsolidierungshilfe und Fehlbetragszuweisung zu wählen. Diese Wahlfreiheit haben 

die Kommunen immer wieder gefordert, schließlich wissen sie am allerbesten, wie es bei 

ihnen vor Ort aussieht. 

Diese Wahlfreiheit steht nicht zuletzt für ein neues Verhältnis zwischen Landesregierung 

und den Kommunen. Gängelung und Maßregelung waren in den letzten Jahren an der 

Tagesordnung. Im Übrigen steht es für uns außer Frage, dass natürlich die 

Konsolidierungsmaßnahmen, die schon eingeleitet worden sind, auch bei der 

Gewährung der neuen Finanzhilfen mit berücksichtigt werden. Auch das ist ein neuer Stil 

und trägt zu einem verbesserten Verhältnis zwischen Land und Kommunen bei. Das 

Verhältnis wird sich jetzt, um es auf einen Nenner zu bringen, demokratisieren. Und das 

ist gut so! 
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Herrn 
Lars Harms 
Schillerstr. 34 
25813 Husum 

 
 
 
 
nachrichtlich: 
 
Landesvorsitzender des SSW 
Herr Flemming Meyer 
Handewitt-Busch 10 
24983 Handewitt 
 
    
 
 
Rede am 27.09.2012 vor dem Schleswig-Holsteinischen Landtag zum Gesetzent-
wurf zur Fortentwicklung der Konsolidierungshilfe 
 
 
Sehr geehrter Herr Harms, 
 
mit großer Bestürzung haben wir Ihre Rede am 27.09.2012 vor dem Schleswig-
Holsteinischen Landtag zum Gesetzentwurf zur Fortentwicklung der Konsolidierungshil-
fe gelesen. In dieser Rede gehen Sie auf die kommunale Struktur in Schleswig-Holstein 
ein. Sie sprechen davon, dass „die kleinteilige Struktur klare Entscheidungswege ver-
hindert und die kommunale Demokratie behindert.“ Sie kommen zu den nicht weiter 
begründeten Aussagen, dass „kleine, reiche Umlandgemeinden die großen Städte aus-
saugen“ und dass diese Gemeinden „kaum noch eigene Aufgaben erfüllen bzw. erfüllen 
können“.  Die ungeheuerlichste Aussage „die leistungsfähigen Kommunen werden aus-
geblutet, während sich die Schlafgemeinden hinter ihren Gemeindegrenzen verschan-
zen konnten“ wollen wir in diesem Schreiben gar nicht erst kommentieren, da wir uns 
auf ein derartiges populistisches Niveau nicht begeben möchten. Aber die vorgenann-
ten Aussagen haben uns dennoch zu diesem Schreiben bewogen, um Ihnen mal über 
die Grenzen des Wirkungskreises Ihrer kleinen Partei hinaus das Wirken unserer Kom-
munen darzulegen. Es hat nämlich den Anschein, dass Sie die südlichen Landesteile, 
die durch den Wirkungskreis Ihrer Partei nicht erfasst werden, noch nie  besucht haben.  
Dann wüssten Sie nämlich, dass unsere Gemeinden (und die Gemeinden des Amtes 
Moorrege seien hier nur als Beispiele genannt) im Rahmen der Metropolregion Ham-
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burg sehr viele Aufgaben selbst übernehmen, die den umliegenden Städten in großen 
Maßen dienen. Neben der Erholungsfunktion der Stadtbevölkerung sei hier erwähnt, 
dass immer mehr Einwohner der Städte ein großes Interesse haben, in unsere Ge-
meinden zu ziehen. Die Infrastruktur unserer Gemeinden entwickelt sich sehr stark ab-
hängig von den Strukturen, Zielen und Bedürfnissen der umliegenden Städte. Das zieht 
nicht nur Vorteile, sondern auch große Herausforderungen für unsere Gemeinden mit 
sich. Unsere Gemeinden erledigen nach wie vor vorwiegend eigene Aufgaben. Als Bei-
spiele seien hier die Breitbandversorgung, der Ausbau der Kindergarten- und Schul-
funktionen, die Unterhaltung der gemeindlichen Einrichtungen und die Ausweisung wei-
terer Bau- und Gewerbegebiete genannt. Unsere meisten Aufgaben aus dem Bereich 
der Selbstverwaltung erledigen wir ohne Hilfe der umliegenden Städte, obwohl diese in 
hohem Maße davon profitieren. Wir empfehlen Ihnen, ein Blick in die Haushalte der 
Städte und in die Niederschriften der entscheidenden Gremien der Städte zu werfen. 
Dann würden auch Sie erkennen, dass die Schuld für die finanzielle Schieflage der 
Städte nicht bei den Umlandgemeinden zu suchen ist. Die Schuldenlast der Städte hat 
ihren Ursprung nicht darin, dass diese nur Aufgaben erledigen müssen, von denen un-
sere Gemeinden auch profitieren. Das tun wir auch in einigen Bereichen. Es wird also   
nicht abgestritten und wie bereits erwähnt, erfolgt der Profit auch gegenteilig. Vielmehr 
liegt der Schuldenstand darin begründet, dass Entscheidungen im Rahmen der Selbst-
verwaltung für die eigene Stadt getroffen worden sind, die ohne Gedanken über Nach-
haltigkeiten oder weitere Konsequenzen getroffen wurden. Weiter führen die günstigere 
Besoldungsstruktur, flachere Hierarchien, stärkere Rolle des Ehrenamtes, direkte de-
mokratische Kontrolle sowie größere Bürgernähe,  Flexibilität und Kreativität dazu, dass 
die Ämter und ihre Gemeinden kostengünstiger arbeiten.  
Es ist wenig förderlich, wenn Vertreter der im Landtag vertretenden Parteien derart po-
pulistische, weitestgehend unbegründete und nicht den tatsächlichen Umständen ent-
sprechende Äußerungen von sich geben, die einem möglicherweise kommenden Dis-
kussionsprozess zur kommunalen Struktur in Schleswig-Holstein nur im Wege stehen. 
Es scheint nun klar zu sein, welchen Weg der SSW beschreiten möchte. Wir hoffen da-
her eindringlich, dass Sie sich über die kommunale Struktur in unseren Kreisen und die 
Art und Weise der hervorragenden Zusammenarbeit zwischen den einzelnen kommu-
nalen Einrichtungen zum Wohle ihrer Einwohner informieren werden. Vielleicht sind Ihre 
Worte auch nur dem Umstand geschuldet, dass Ihre Partei in das Regieren erst mal 
hineinwachsen muss und Erfahrungen und Hintergründe über den Norden des Landes 
hinaus sammeln muss. Abschließend bleibt die Hoffnung auf die Rückkehr zu einer 
sachlichen Diskussion innerhalb der kommunalen Familie, wozu wir Sie durchaus auch 
gerne zählen würden. Bis dahin verbleiben wir in diesem Sinne 
 
mit freundlichem Gruß 
 
 
 

Ute Ehmke  Günther  
Laudan 

 Jürgen 
Neumann 

(Bürgermeisterin 
Groß Nordende) 

 (Bürgermeister 
Neuendeich) 

 (Bürgermeister 
Heist) 
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